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Muslime, Integration und innere Si-

cherheit in Deutschland: Schreckbilder 

– Konfliktpotentiale – pragmatische 

Annäherungen. 

 

 

1. Schreckbilder im Integrationspro-

zess 

 

Die öffentliche und politische Diskussion 

über Integrationsfragen ist in Deutsch-

land oft unnötig aufgeregt. Dabei wird 

meist übersehen, dass Integration hierzu-

lande längst zum Normalfall geworden 

und sehr pragmatisch gehandhabt wird. 

Der nüchterne Blick auf die in der Regel 

ruhige und unauffällige Entwicklung von 

Integration in Deutschland wird immer 

wieder getrübt durch umlaufende und 

durch die Medien verstärkte ka-

tastrophistische Bewertungen, von denen 

ich hier nur drei prominente Beispiele 

nennen will:  

 

An erster Stelle nenne ich meinen ge-

schätzten emeritierten Kollegen Prof. Dr. 

Herwig Birg.Er ist als Demograph ein 

weitsichtiger Experte und ein lange über-

hörter, im Grunde erst in den Jahren vor 

seiner Emeritierung von Politik und 

Öffentlichkeit entdeckter Frühwarner. Er 

hat aber, insbesondere als Publizist in den 

Medien, mit seinen katastrophistischen 

Perspektiven vom Untergang der deut-

schen Kulturnation in einer ›Multiminori-

tätengesellschaft‹ auch abwegige und 

gesellschaftspolitisch gefährliche Angst-

vorstellungen geweckt. Und er hat vor 

diesem Hintergrund als 

Regierungsberater auch dazu beigetragen, 

dass ein pragmatisches Zuwanderungsge-

setz mit flexiblen Steuerungsinstrumenta-

rien verhindert und stattdessen jener sich 

selbst lähmenden migrationspolitischen 

Selbstbegrenzung der Weg geebnet wor-

den ist, deren Mängel heute unverkenn-

bar sind.1 

 

An zweiter Stelle nenne ich die Schrift-

stellerin und Publizistin Dr. Necla Kelek. 

Sie hat, zusammen mit anderen, das 

Verdienst, einige düstere Seiten der 

Integration in der islamischen Einwande-

rerwelt in Deutschland eindringlicher 

ausgeleuchtet zu haben, von denen noch 

die Rede sein wird. Ihre appellativ prä-

sentierte anekdotische Evidenz wird 

dabei offenkundig weithin mit belastba-

ren empirischen Ergebnissen verwech-

selt. Sie sorgt damit insbesondere als 

Publizistin in der Tagesdebatte für eine 

Verstärkung und Legitimation kulturag-

gressiver Vorstellungen von einer man-

gelhaften oder sogar unzureichenden 

Integrationsfähigkeit muslimischer Ein-

wanderer und ermuntert den angeblich 

naiv toleranten bzw. selbstlos einwande-

rerfreundlichen deutschen Staat zu einer 

unnachgiebigen leitkulturellen Diszipli-

nierung der Muslime im Integrationspro-

zess.2  

An dritter Stelle nenne ich das Lamento 

über die angeblich allgemeinhin ›geschei-

terte Integration‹im Anschluss an ein auf 

die ›islamische Zuwanderung‹ bezogenes 

Diktum des Politikwissenschaftlers und 

Islamforschers Prof. Dr. Bassam Tibi. Er 

erklärte schließlich 2006 auch seine 

eigene Integration in Deutschland für 

gescheitert – nämlich an der mangelnden 

Akzeptanzbereitschaft dieses (ganz um-

gekehrt wie bei Kelek) als wenig tolerant 

und einwandererfreundlich erlebten 

Landes und begründete damit seine Ab-

sicht, alsbald in die USA auszuwandern 

und dort ein Buch zu veröffentlichen über 

sein lebenslanges Leiden als Fremder in 

Deutschland (›A Life of Suffering as an 

Alien in Germany‹).3 

 

Das sind nur drei beliebig herausgegrif-

fene Beiträge zur Neurotisierung der 

Integrationsdiskussion in Deutschland. 

Nüchternheit und Pragmatismus sind 

angemessenere Orientierungshilfen: Es 

gibt in Deutschland, wie in anderen 

europäischen Einwanderungsländern, 

zweifelsohne intergenerative Integrati-

onsprobleme. Dennoch gibt es in Sachen 

Migration und Integration keinen Anlass 

zu nationaldepressiven Selbstbeschrei-

Kurzreferat  
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bungen. Trotz lange fehlender Integrati-

onskonzepte auf der deutschen Seite, 

trotz mancherlei Verzögerungen im 

Integrationsprozess bei der Zuwanderer-

bevölkerung und trotz ebenso unüberseh-

barer sozialer Brennpunkte ist der deut-

sche Weg in die Einwanderungsgesell-

schaft insgesamt nach wie vor ein prag-

matischer Erfolgsfall, der einem Ver-

gleich mit anderen europäischen Einwan-

derungsländern durchaus stand hält. 

 

In Deutschland wird der Blick auf die 

größtenteils friedliche Entwicklung der 

Einwanderungsgesellschaft oft verstellt 

durch die Beschwörung einer allgemei-

nen ›Integrationskrise‹ mit einseitiger 

Konzentration auf abschreckende Stich-

worte wie ›Ehrenmorde‹, ›Zwangsheira-

ten‹, ›Genitalverstümmelungen‹ und 

›Parallelgesellschaften‹, organisiert in 

›ethnischen Kolonien‹ als Zentren von 

Kriminalität und häuslicher Gewalt. Die 

Inszenierung solcher Horrorkulissen wird 

geläufigerweise begleitet von der nicht 

minder einseitigen, zwar längst hinläng-

lich widerlegten, aber immer wieder aufs 

Neue aufgetischten Legende von der 

volkswirtschaftlich angeblich rein nega-

tiven Kosten-Nutzen-Bilanz der Zuwan-

derung seit Mitte der 1950er Jahre.  

 

Integrationsforschung wiederum konzent-

riert sich in Wirklichkeit oft mehr auf 

Konflikte und Desintegration – so als 

führe die Analyse von Verkehrsunfällen 

zur Entdeckung der Verkehrsregeln. Es 

ist schriftstellerisch wie wissenschaftlich 

zweifelsohne leichter, sensationelle 

Ausnahmesituationen zu beschreiben und 

damit das Leserpublikum in seinen eige-

nen sozialen und kulturellen Ängsten zu 

bestätigen, als die durchaus unauffälligen 

Normallagen der Integration und deren 

komplexe Eigendynamik zu beschreiben 

und zu analysieren. 

 

Gelingende Integration aber zeichnet sich 

gerade dadurch aus, dass sie unauffällig 

bleibt. Ein alltäglicher Beleg dafür war 

die erstmalige statistische Erschließung 

des ›Migrationshintergrundes‹ der in 

Deutschland lebenden Bevölkerung. 

Dabei ergab sich, dass 2005 in Deutsch-

land bereits 15,3 Millionen Menschen, 

d.h. fast ein Fünftel der Bevölkerung in 

Deutschland (ca. 19 Prozent) einen 

›Migrationshintergrund‹ hatten – und 

niemand hatte es so recht bemerkt. Dabei 

liegen zum Beispiel in Großstädten Nord-

rhein-Westfalens die entsprechenden 

Daten für die nachwachsende Generation 

im schulpflichtigen Alter sogar längst 

mehr als doppelt so hoch, Tendenz stei-

gend.  

 

 

 

2. Konfliktpotentiale im Integrations-

prozess 

 

Euphemistische Verharmlosungen und 

harmonistisches Schönreden freilich 

wären nicht minder abwegig und gesell-

schaftspolitisch fahrlässig wie die er-

wähnten Bedrohungsszenarien: Es gibt 

z.B. in aus bestimmten Regionen der 

Türkei, aber auch aus anderen Ausgangs-

räumen stammenden Zuwanderermilieus 

zweifelsohne Fälle atavistischer 

Schwerstkriminalität in Gestalt der in den 

Herkunftskulturen mitunter auch ›Tradi-

tionsmorde‹ genannten ›Ehrenmorde‹. 

Das nordrhein-westfälische Integrations-

ministerium geht allein für 1996–2005 

von 55, das Bundeskriminalamt (BKA) 

von mindestens 48 (ohne ›Blutrache- 

Delikte‹), Terre des Femmes von mindes-

tens 49 ausgeführten oder versuchten 

einschlägigen Gewaltverbrechen mit 

nach BKA-Angaben 36 weiblichen Op-

fern aus. Die meisten Fälle ereigneten 

sich in Familien türkischer Herkunft. 

Täter waren meist Väter, Brüder oder 

Mütter der Opfer.4 

 

Ebenso gibt es offenkundig neben ein-

vernehmlich arrangierten Eheschließun-

gen – in weitaus geringerem Umfang, 

aber in fließenden Grenzen dazu – das 

Phänomen der Zwangsheiraten. Und es 

gibt auch immer wieder registrierte Fälle 

erzwungener Genitalverstümmelungen. 

Es ist wichtig und nötig, solche unerträg-

lichen, mit den Grundwerten und der 

davon getragenen Rechtsordnung dieses 

Landes unvereinbaren Formen von Ge-

waltkriminalität und abweichendem 

Verhalten zu beschreiben und damit zu 

deren Aufklärung, Verfolgung und ge-

sellschaftlicher Ächtung beizutragen.5 

Aber wir haben dazu jenseits von Hell-

feld-Erkenntnissen der Behörden bislang 

eben noch hauptsächlich journalistische 

bzw. schriftstellerische, d.h. vorwiegend 

anekdotische Evidenz 6 und, trotz der 

damit in der Regel verbundenen Appelle, 

noch immer viel zu wenig wissenschaft-

lich fundierte Informationen, mithin 

erheblichen Forschungsbedarf.7 

 

Es ist aber in jedem Falle abwegig, ›Eh-

renmorde‹, Zwangsheiraten oder Genital-

verstümmelungen einseitig ›dem Islam‹ 

zuzuweisen, denn es gibt beide Delikte 

auch in anderen Herkunftskulturen, ganz 

abgesehen davon, dass der Islam ohnehin 

keine Einheit ist, sondern eine Vielfalt 

von Lehrtraditionen umschließt. Was 

würde sich überdies ergeben, wenn man 

einmal ›Ehrenmorde‹ in der Zuwanderer-

bevölkerung sozial- und altersgruppen-

spezifisch mit Eifersuchtsmorden in der 

Mehrheitsgesellschaft vergleichen wür-

de? Wie stünde es bei einem Vergleich 

der geläufigerweise ebenfalls einseitig 

dem ›islamisch-türkischen‹ Milieu zuge-

wiesenen häuslichen Gewalt z.B. mit der 

Gewalttätigkeit in deutschen Aussiedler-

familien, aber durchaus auch in deut-

schen Familien ohne Migrationshin-

tergrund, aber mit verwandter Sozialla-

ge?8 Nicht minder bemerkenswerte ›Pa-

rallelen‹ ergäbe ein Vergleich der viel 

geziehenen und angeblich allenthalben in 

urbanen Zuwanderungsdistrikten wu-

chernden integrationsfeindlichen ›islami-

schen Parallelgesellschaften‹ mit mani-

festem Missverhältnis zum öffentlichen 

Schulwesen in Deutschland9 mit den 

nicht minder abgeschlossen wirkenden 

Herkunftsgemeinschaften verschiedener 

christlich-fundamentalistisch geprägter 

Aussiedlergruppen in Deutschland: Sie 

wollen ihre Kinder zum Teil ebenfalls 

nicht in den Sport- oder Biologieunter-

richt, auf die Klassenfahrt, aus Glaubens-

gründen mitunter nicht einmal in öffent-

liche Schulen gehen lassen, gelten aber 

als integriert, weil sie deutsche Staatsan-

gehörige sind.  

 

Hinzu kommt, dass oft auch in den Me-

dien10 Islam und Islamismus gleichge-

setzt und fundamentalistische Interpreta-

tionen der Heiligen Bücher generalisie-

rend ›dem Islam‹ angelastet und als 

allgemeines Hindernis für die Integration 

›der Muslime‹ in einem liberaldemokrati-

schen Verfassungsstaat verstanden wer-

den. Niemand käme umgekehrt auf den 

Gedanken, etwa einschlägige, mit dem 

Grundgesetz nicht minder unvereinbare 

Botschaften des Alten Testaments als 

Einbürgerungshindernisse für praktizie-

rende Christen in Deutschland zu verste-

hen, zum Beispiel im Blick auf die Ge-

schlechterverhältnisse bzw. die Zweit-

rangigkeit der Frau, die ›dem Manne 

untertan‹ sei, oder im Blick auf die Legi-

timität einer Selbstjustiz ›Auge um Auge, 

Zahn um Zahn‹. Das gilt selbst dann, 
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wenn es sich um christlich-

fundamentalistische Sekten handelt, die 

die Bibel wortgetreu zu leben suchen und 

deren Glaubensvorstellungen eben jene 

Filter von Aufklärung und Säkularisation 

ebenso wenig durchlaufen haben, die der 

Religion hierzulande schließlich im Sinne 

des Grundgesetzes einen gesicherten, 

freien, aber eben auch institutionell ein-

gehegten Platz im Werte- und Ordnungs-

gefüge des liberal-demokratischen 

Rechtsstaates zuwiesen.11 

  

Es wäre eine Fehlinterpretation des 

Grundgesetzes, wenn nicht berücksichtigt 

würde, dass das kulturelle Toleranzgebot 

durch die Grundwerte der Rechtsordnung 

des Einwanderungslandes begrenzt wird, 

will sagen: Keine Einwanderergruppe 

kann auf religiösen Gebräuchen bzw. 

religiös begründeten oder auch nur so 

legitimierten Verhaltensnormen beharren, 

die mit der Rechtskultur des Einwande-

rungslandes und den dahinter stehenden 

Grundwerten unvereinbar sind. Völlig 

ohne Belang bleibt dabei, ob es sich um 

christliche, muslimische oder andere 

Fundamentalisten handelt, von den libe-

ral-demokratische Rechtsordnungen 

ohnehin verachtenden bzw. gegen sie 

agitierenden Islamisten oder den sie 

sogar aktiv bekämpfenden Dschiha-

disten12 einmal ganz abgesehen. 

 

Kollektive Verdächtigungen aber halten 

eine Schaukel der Desintegration in 

Gang, weil sie auf der einen Seite die 

Akzeptanzbereitschaft der Mehrheitsge-

sellschaft und auf der anderen Seite die 

Integrationsbereitschaft der denunzierten 

Zuwanderergruppen schwächen. Das gilt 

nicht nur gegenüber der muslimischen 

Zuwandererbevölkerung und auch nicht 

nur in Deutschland, sondern auch in 

anderen europäischen Einwanderungs-

ländern wie z.B. in den Niederlanden 

oder in Österreich – obgleich es in Öster-

reich sogar schon seit 1979 die Anerken-

nung der ›Islamischen Glaubensgemein-

schaft in Österreich‹ als Körperschaft des 

öffentlichen Rechts gibt, was aber wenig 

am beziehungslosen und mitunter auch 

misstrauischen gesellschaftlichen Neben-

einander geändert hat.13  

 

Das Schreckbild einer dauerhaften Nicht-

Integration mit permanent weiter ausblü-

henden urbanen Segregationsprozessen 

wird in der deutschen öffentlichen Dis-

kussion seit einigen Jahren unter dem 

Panikbegriff einer vor allem islamisch 

vorgestellten ›Parallelgesellschaft‹ ver-

handelt. In der Alltagskommunikation 

der schockierten Mehrheitsgesellschaft 

ohne Migrationshintergrund dient die 

Paniksemantik vorzugsweise dazu, die 

eigenen Vorteile zu bestätigen. In 

Deutschland gibt es – für Einwande-

rungs- und Integrationsprozesse über 

große kulturelle Distanzen hinweg aus 

der Geschichte hinlänglich bekannte und 

für solche Prozesse mitunter auf Zeit 

nachgerade konstitutive – Parallelkultu-

ren. Es gibt aber kaum ›Parallelgesell-

schaften‹ im eigentlichen Sinne des 

Begriffs; denn dafür müssten mehrere 

Punkte zusammentreten: 1. eine ethni-

sche bzw. monokulturelle Identität, 2. 

eine freiwillige und bewusste soziale 

Abschließung auch in Siedlung und 

Lebensalltag, 3. eine weitgehende wirt-

schaftliche Abgrenzung und 4. eine 

gruppenspezifische Doppelung von Insti-

tutionen des Staates. Nicht Einzeler-

scheinungen, sondern erst dieses Zu-

sammentreten und Zusammenwirken 

mehrerer Aspekte macht das Vollbild 

einer ›Parallelgesellschaft‹ aus.14 

 

Auch soziale Brennpunkte entstehen 

nicht automatisch da, wo sich Einwande-

rer konzentrieren, sondern dort, wo ethni-

sche mit sozialen Problemen zusammen-

treffen und sich gegenseitig verschärfen. 

Die friedliche Koloniebildung im Ein-

wanderungsprozess15 als solche hingegen 

hat, auch in Gestalt von urbanen Parallel-

kulturen im Integrationsprozess, mit 

›Parallelgesellschaften‹ sehr wenig zu 

tun: ›Klein-Anatolien‹ ist – von atavisti-

schen Sonderentwicklungen wie 

›Zwangsheiraten‹ und ›Ehrenmorden‹ 

abgesehen – im Kern nicht mehr und 

nicht weniger als es ›Little Germany‹ in 

den Vereinigten Staaten des 19. Jahrhun-

derts war. Wer das bestreitet, ist mit der 

deutsch-amerikanischen Einwanderungs-

geschichte nicht zureichend vertraut. 

 

Die Rede von ›ethnischen Kolonien‹ als 

angeblichen Kriminalitätsnestern wieder-

um verweist zwar auf die bekanntlich in 

der Tat höher liegenden, aber in der 

Forschung auch immer wieder hinrei-

chend differenziert begründeten Krimina-

litäts- und vor allem Tatverdachtsraten in 

den entsprechenden, prekären und erheb-

lich perspektivloseren Sozialmilieus der 

insgesamt auch demographisch jüngeren 

Zuwandererbevölkerung.16 Dabei finden 

die sozialen Hintergründe oft viel zu 

wenig Beachtung. Das Ergebnis ist eine 

Ethnisierung der Kriminalität.17 Überdies 

 
sss 

In der Mittagspause führten die 
Veranstalter ein Pressege-

spräch mit Medienvertretern 
durch. 
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sind die Zuwandererviertel in deutschen 

Städten, von darin eingeschlossenen 

Herkunfts- und Religionsgemeinschaften 

einmal abgesehen, insgesamt zumeist 

ethnisch heterogen geprägt. 

Die Schwerstkriminalität in Migranten-

milieus wiederum ist in Wirklichkeit 

konzentriert in von der Justiz zu lange 

mit interkulturellen Samthandschuhen 

behandelten mafiotischgroßfamiliären 

Ethno-Clans, die in verschiedenen deut-

schen Städten operieren und vorwiegend 

Drogen-, Frauenhandel, Rotlichtmilieu 

und Schutzgelderpressung kontrollieren. 

Sie sind auch Zentren der seit Jahren 

zunehmenden jugendlichen Gewaltkrimi-

nalität mit zum Teil atemberaubenden 

Täterbiographien. Am absurdesten wird 

diese Entwicklung dort, wo erwerbslose, 

im Integrationsprozess gescheiterte Zu-

wanderer, die in ihren Enklaven keinen 

Kontakt zur Mehrheitsgesellschaft haben, 

in ihren über Sozialtransfers finanzierten 

sozialen Inseln in der Tat integrations-

feindliche herkömmliche Gebräuche 

kultivieren.  

 

Hierher gehört nicht nur der seit jeher 

dauerarbeitslose Familienpatriarch, der 

nötigenfalls gewalttätig nach innen und 

außen die Allmacht über ›seine‹ Großfa-

milie verteidigt, die in Wirklichkeit nicht 

von ihm, sondern durch die Sozialtrans-

fers des Wohlfahrts-staats ernährt wird. 

Hierher gehören auch in gewalttätiger 

Erziehung auf die Bahn gewalttätigen 

Wiederholungshandelns gebrachte, in 

ihren Schulkarrieren und damit im Vor-

feld des Arbeitsmarktes katastrophal 

gescheiterte Jugendliche, die die deutsche 

Aufnahmegesellschaft in einer Art umge-

drehten Rassismus als verweichlicht und 

sittlich verkommen verachten und damit 

ihre aus Frustration geborene, ebenso 

wütende wie neurotische Aggressivität 

legitimieren, die in meist spontanen 

gewalttätigen Angriffen mit oft schwer-

wiegenden Folgen für die Opfer Aus-

druck findet. 

 

Hierher gehören aber auch die zerbro-

chenen Lebensperspektiven mancher 

ihrer schulisch oft durchaus besser quali-

fizierten und zum Schutz ihrer ›Ehre‹ 

alltäglich gegen angebliche Gefährdun-

gen durch die verwerfliche ›deutsche‹ 

oder ›westliche‹ Kultur ›geschützten‹ 

bzw. ›verteidigten‹ Schwestern, die 

mitunter minderjährig mit einem weiteren 

Familienmitglied aus dem Herkunftsge-

biet verheiratet werden. Durch den so 

ermöglichten Ehegattennachzug, den es 

aber durchaus auch im umgekehrten 

Geschlechterverhältnis gibt, wird das 

integrationsfeindliche Normengefüge der 

Großfamilie kontinuierlich neu gefestigt, 

das in seinen atavistischen Zügen mitun-

ter deutlich hinter die Lebensformen in 

den sich durchaus modernisierenden 

Ausgangsräumen zurückgefallen ist; 

denn dabei haben sich die Neuzuwande-

rer aus Familiengründen in die desin-

tegrierte Herkunftsgemeinschaft zu integ-

rieren und sich den hier mitunter isoliert 

fortlebenden Formen des Sozialverhal-

tens zu unterwerfen. 

 

In solchen integrationsfeindlichen Enkla-

ven, in denen der Wohlfahrtsstaat seine 

eigenen Verächter alimentiert, könnte, 

bei aller Zurückhaltung gegenüber dem 

höchst missverständlichen Begriff, in der 

Tat von kleinen ›Parallelgesellschaften‹ 

gesprochen werden. Es sollte aber nicht 

übersehen werden, dass ihr Zustande-

kommen zum Teil auch mit einer jahr-

zehntelang bewusst nicht-integrativen, im 

sozialen und mentalen Ergebnis desin-

tegrativen und desorientierenden Flücht-

lingspolitik zusammenhängt, in der es 

nicht um eine zeitlich wie auch immer 

begrenzte, geschweige denn lebensper-

spektivische Integrationsgestaltung, 

sondern um eine restriktive und ausgren-

zende Schicksalsverwaltung ging, vor 

deren Folgen schon seit den 1980er 

Jahren immer wieder vergeblich gewarnt 

worden ist.18 

 

Das gilt besonders für einzelne, lebensge-

schichtlich zwischen die Fronten geratene 

Flüchtlingsfamilien, die in ihren Her-

kunftsräumen schon heimatlos waren. 

Markante Beispiele sind heute aus dem 

Libanon stammende Palästinenser und 

dort aus der Türkei zugewanderte, ara-

bisch sprechende Kurden, von denen sich 

kleinere Gruppen nach ständiger Aus-

grenzung scheinbar in einer Art Paria-

Existenz eingerichtet haben und deren 

Kinder als ›Libanesen‹ die Liste der 

jugendlichen Gewalttäter in Berlin anfüh-

ren, um die sich seit drei Jahren die Er-

mittler einer Spezialabteilung der Berli-

ner Staatsanwaltschaft kümmern.19 Das 

Berliner Landeskriminalamt kann Stra-

ßen in Neukölln, Kreuzberg oder Schö-

neberg benennen, in denen sich 

»Gangsta-Rapper« in Straßenclans orga-

nisieren und die »für die Polizei kaum 

noch kontrollierbar sind«. Sozialforscher 

sprechen von einer entstehenden »mo-

dernen Unterschicht« sui generis, die sich 

von herkömmlichen Unterschichten nicht 

nur durch eine »besorgniserregende 

Gewaltakzeptanz« unterscheide, sondern 

auch durch ein identitätsstiftendes »Un-

derdog-Bewusstsein«, eine »Unter-

schichtskultur, die sich selbstbewusst als 

solche artikuliert und die eigenen Merk-

male ästhetisch überhöht.«20 

 

All das ist keine Werbung um Verständ-

nis, geschweige denn um kollektiv mil-

dernde Umstände für jugendliche Ge-

waltkriminelle, die zunächst einmal 

selber für ihre Verbrechen verantwortlich 

und im strafrechtlichen Sinne des Wortes 

haftbar zu machen sind. Es ist aber eine 

Erinnerung daran, dass gesellschaftliche 

Fehlentwicklungen auch im Integrations-

prozess in aller Regel ihre Ursache nicht 

allein in sich selber tragen und dass es 

deshalb umso dringlicher ist, über eine 

Intensivierung nachholender Integrati-

onspolitik21 nachzudenken.  

 

Dabei ist keine Zeit mehr zu verlieren; 

denn unübersehbar wächst als soziales 

Alarmzeichen – nicht nur in Deutschland, 

sondern auch in anderen europäischen 

Einwanderungsländern – der Anteil von 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

an der Gruppe der Intensivtäter im Ge-

waltbereich. Gewaltdelikte im Migran-

tenmilieu aber sind nicht primär eine 

Frage der nationalen oder ethnischen 

Herkunft, sondern haben vorwiegend mit 

gescheiterten Integrationsprozessen und 

dadurch verschärften sozialen Problemen, 

mit Desorientierung und Perspektivlosig-

keit zu tun: 

»Republikweit steigt die Rate brutaler 

Exzesse im Migrantenmilieu«, meldete 

ein auf intensive Recherchen gestützter 

Pressebericht Ende März 2007: »In Köln 

führt die Polizei 107 Intensivtäter unter 

18 Jahren – von denen 70 Prozent aus 

Einwandererfamilien kommen. In Mün-

chen sind 81 junge Serienkriminelle 

registriert, 51 von ihnen weisen einen 

Migrationshintergrund auf. In Frankfurt 

stammte 2005 fast die Hälfte aller jungen 

Verdächtigen aus dem Ausland.« In 

Berlin ist nach Angaben von Innensena-

tor Ehrhart Körting (SPD) die Kriminali-

tätsrate unter Jugendlichen mit Migrati-

onshintergrund – im Gegensatz zur rück-

läufigen Rate bei deutschen Jugendlichen 

– seit 2005 um 7 Prozent gestiegen: »Von 

3.450 minderjährigen Tatverdächtigen 

waren 2.040 Ausländer oder nichtdeut-

scher Herkunft«. Bei den 600 ›Intensivtä-
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tern‹ (mehr als 9 schwere Straftaten) und 

den 1.200 ›Schwellentätern‹ (5–9 

Schwerverbrechen) dominieren Jugendli-

che arabischer und türkisch-kurdischer 

Herkunft in einzelnen Bezirken zu mehr 

als 80 Prozent. Die jugendlichen Räuber, 

Schläger, Messerstecher, Vergewaltiger, 

Drogenhändler und Schutzgelderpresser 

haben zum Teil 60-100 registrierte Straf-

taten hinter sich, wobei die Gesamtzahl 

der jeweils tatsächlich begangenen (ein-

schließlich der im Dunkelfeld unentdeckt 

gebliebenen bzw. aus Angst vor der 

Rache der Täter oder ihrer Gruppen nicht 

gemeldeten) Verbrechen nach Einschät-

zung von Ermittlern bis zu zehn mal so 

hoch liegen kann. Es wächst auch die 

Zahl der Straftaten bei Kindern und 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

im Alter bis zu 14 Jahren, die altersbe-

dingt straffrei ausgehen.22  

 

In Jugendgefängnissen in Niedersachsen, 

wo in ländlichen Distrikten die Aussied-

ler/Spätaussiedlerzuwanderung besonders 

stark war, ist zuweilen nicht das Deut-

sche, sondern das Russische die Ver-

kehrssprache hinter Gittern. Eine auf eine 

Repräsentativbefragung unter 17.000 

Schülerinnen und Schülern der 9. Klasse 

und auf hinzu genommene Polizeidaten 

gestützte Untersuchung des Kriminologi-

schen Forschungsinstituts Niedersachsen 

zeigte, dass in der Gruppe der jugendli-

chen Intensivtäter Aussied-

ler/Spätaussiedler doppelt so stark vertre-

ten waren wie junge Deutsche ohne 

Migrationshintergrund, wobei an der 

Spitze der Gewaltpyramide hier jugendli-

che Täter türkischer und ex-

jugoslawischer Herkunft standen.23 Ju-

gendliche ohne Migrationshintergrund 

antworten mit steigender ethno-

nationalistischer bzw. völkischer Orien-

tierung und mit einer als Selbsthilfe 

verstandenen Abgrenzung gegen ›Rus-

sen‹, ›Türken‹ und ›Migranten‹ bzw. 

gegen zugewanderte ›Fremde‹ überhaupt. 

Das gilt nicht nur für Neonazis, denen die 

letzten Verfassungsschutzberichte durch-

gängig starke Zuwachsraten bescheini-

gen.24 Es gilt bei Jugendlichen auch für 

zahlreiche neue Rechtsorientierungen im 

Vorfeld parteipolitischer Bindungen. Die 

Jugendlichen von heute aber sind die 

Wähler von morgen.  

 

Die an Berichten über erlebte gruppen-

spezifische Benachteiligungen bzw. 

Diskriminierungserfahrungen ablesbare, 

meist noch latente Polarisierung wächst 

und die Erfolgschancen nachholender 

Integrationspolitik nehmen auf der Zeit-

achse ab – bei zugleich unverhältnismä-

ßig steigenden sozialen Kosten. Gewarnt 

sei deshalb abermals vor fahrlässigem 

Zuwarten ebenso wie vor menschen-

freundlichem Schönreden in falsch ver-

standener politischer Korrektheit an der 

Grenze zur philanthropischen Heuchelei.  

 

 

3. Identitätskrisen und Religion im 

Integrationsprozess: 

 

Von Religiosität als solcher geht keine 

Gefahr für den Integrationsprozess aus, 

soweit die dabei befolgten Grundwerte 

und Normen nicht denjenigen der 

Rechtskultur des Aufnahmelandes wider-

sprechen. Religionen haben vielmehr 

mitunter besondere Funktionen in Dias-

porasituationen und Integrationsprozes-

sen. Integration ist ein langer, mitunter 

Generationen übergreifender Prozess mit 

fließenden Grenzen zur Assimilation. 

Dabei kommt es vor allem zu Beginn und 

bei aus den verschiedensten Gründen 

gestörten Integrationsprozessen oft zu 

Orientierungskrisen, denen gegenüber 

das individuelle Krisenmanagement des 

Homo sapiens mit seiner angeblich ratio-

nalen Güterabwägung versagt oder doch 

zu versagen droht. Religionen können in 

solchen Orientierungskrisen Halt bieten 

und werden umgekehrt nicht selten durch 

sie gefestigt, gerade dann, wenn andere 

Orientierungshilfen keinen Halt mehr 

geben. 

Wir kennen solche Wechselbezüge auch 

aus der Geschichte zahlreicher christli-

cher Diaspora-Situationen. Das galt zum 

Beispiel für die deutschen Siedler im 

Zarenreich seit der Frühen Neuzeit, die 

ihre Glaubensgemeinschaften als Identi-

tät stiftendes Element selbst über die Zeit 

des Stalinismus hinweg retteten. Sie 

streben seit Jahrzehnten als Aussied-

ler/Spätaussiedler in die Heimat der 

Vorfahren zurück, um hier, wie sie sagen, 

als ›Deutsche unter Deutschen‹ zu leben. 

Und manche ihrer Gruppen gelten hierzu-

lande, just ihrer über Jahrhunderte gefes-

tigten religiösen Traditionen wegen, nicht 

selten als ›christliche Fundamentalisten‹. 

Für Religion und Kirche als Orientie-

rungshilfen unter gruppenspezifisch 

erfahrenem Krisendruck steht auch das 

Beispiel der Erhaltung der polnischen 

Nation ohne Staat in den Zeiten der 

Aufteilung Polens zwischen Russland, 

Preußen und Österreich-Ungarn, in denen 

der nationale Zusammenhalt ganz we-

sentlich gestiftet wurde durch den ge-

meinsamen Glauben und die Kirche als 

tragende Institution. Hier ging es um 

Fremdheitserfahrungen nicht durch die 

Bewegung von Menschen über Grenzen, 

sondern infolge der Bewegung von Gren-

zen über Menschen hinweg, wodurch 

viele, ohne sich räumlich bewegt zu 

haben, zu Fremden im eigenen Lande 

wurden und damit in Identitätskrisen 

gerieten, wie man sie ansonsten eher aus 

der Erfahrung der Fremde durch Zuwan-

derung kennt. Weil wir um die Rolle von 

Religion und Kirche als Orientierungshil-

fen in durch Migration und Integration 

ausgelösten Orientierungskrisen wissen, 

sollten wir bei dem immer wieder gefor-

derten und trotzdem zu wenig praktizier-

ten christlich-islamischen Dialog auch 

das Thema Migration und Integration als 

Orientierungskrise zureichend beachten. 

Vor diesem Hintergrund ergeben sich 

andere Interpretationsansätze, wenn wir 

einerseits von der empirischen Sozialfor-

schung erfahren, dass zum Beispiel die 

Einbürgerungsraten bei der muslimischen 

Einwandererbevölkerung stagnieren (im 

Bundesdurchschnitt und im Gegensatz zu 

der Aufwärtsentwicklung in Berlin), und 

wenn andererseits das Zentrum für Tür-

keistudien meldet, dass zeitgleich deren 

religiöse Orientierungen stark zunehmen, 

dass also der Islam als Orientierungshilfe 

an Gewicht gewinnt. 

 

Die verstärkte Orientierung am Islam ist 

also als solche kein alarmierendes Kri-

sensignal für die christliche Mehrheitsge-

sellschaft, sondern oft auch eine Antwort 

von Muslimen auf eigene Krisenerfah-

rungen im Integrationsprozess, an denen 

das demonstrative Misstrauen einer 

wachsenden Mehrheit gegenüber dem als 

Bedrohung verstandenen Islam nicht 

unschuldig ist. Eine Zunahme religiöser 

Orientierungen gibt es im übrigen auch in 

der christlichen Mehrheitsgesellschaft in 

Deutschland, wie eine Umfrage des 

Instituts für Demoskopie Allensbach vom 

März/April 2006 zeigte, die eine Art 

statistische Trendumkehr nach jahrzehn-

telang zunehmender Abwendung von den 

Kirchen belegt.25 Die verstärkte Hinwen-

dung zum Islam aus Gründen einer Ori-

entierungskrise im Integrationsprozess 

sollte also nicht als vorsätzliche, religiös-

weltanschaulich begründete Abwendung 

vom Einwanderungsland oder gar als 

Zeichen für die Herausbildung von isla-
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mischen ›Parallelgesellschaften‹ interpre-

tiert werden. Es sollte nicht um die Dif-

famierung des Islam als Keimzelle von 

›Parallelgesellschaften‹ gehen, sondern 

um die Anerkennung des Islam als Glau-

bensgemeinschaft mit dem Anrecht auf 

eigenen Religionsunterricht an den Schu-

len unter Kontrolle deutscher Kultusmi-

nisterien – was übrigens die Kultusminis-

terkonferenz schon 1984 gefordert hat. 

Das wird in Nordrhein-Westfalen unter 

gezielter Förderung auch durch den 

ersten deutschen Integrationsminister 

Armin Laschet nachdrücklich vorange-

trieben, der hierbei auch wichtige Anstö-

ße der vorherigen Landesregierung auf-

genommen hat. Ähnliches gilt für andere 

Bundesländer, zum Beispiel für Nieder-

sachsen, wo es an der Universität Osna-

brück ab WS 2007/08 den am Institut für 

Migrationsforschung und Interkulturelle 

Studien (IMIS) ausgearbeiteten Studien-

gang für die Ausbildung von Islamleh-

rern an Schulen in Niedersachsen gibt. 

Voraussetzung für die Anerkennung  des 

Islam als Glaubensgemeinschaft im Sinne 

des Grundgesetzes ist allerdings nicht nur 

die Akzeptanz auf staatlicher Seite und 

durch die christlichen Religionsgemein-

schaften, sondern auch die Einigung der 

unterschiedlichen Richtungen und Lehr-

traditionen des Islam auf eine gemeinsa-

me Vertretung, der sich Gläubige zuord-

nen können und aus der erst jene Glau-

bensgemeinschaft erwächst, die das 

Grundgesetz meint und in ihren Rechts-

ansprüchen schützt. Der im Frühjahr von 

vier islamischen Dachverbänden gegrün-

dete Koordinationsrat der Muslime in 

Deutschland (KRM) ist ein pragmatischer 

Schritt in diese Richtung und damit ein 

weiterer Beitrag zur Normalisierung des 

Umgangs mit dem Thema Integration auf 

beiden Seiten der Einwanderungsgesell-

schaft in Deutschland. Das gilt parado-

xerweise gerade auch für den Streit um 

diese Initiative. Er ist nicht nur ein Beleg 

für die triviale Tatsache, dass es konflikt-

freie Positionierungen in umstrittenen 

Interessenfeldern nicht gibt, sondern auch 

dafür, dass diese initiative Positionierung 

als wichtiger Schritt auf beiden Seiten 

ernst genommen wird. 
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